
Gesetz der Provinz Sachsen-Anhalt vom 13. Februar 
1947 über die Abräumung von Grundstücken, die einen 
Kriegsschaden erlitten haben |(GB1. Prov. Sachsen-An­
halt 1947 S. 47).

1. Mit Erlaß des Gesetzes vom 13. Februar 1947 der 
Provinz Sachsen-Anhalt hat :die Gemeinde den Grund­
stücksbesitzern die Pflicht zur Beseitigung von Ruinen 
abgenommen (§ 1 a.a.O.).

2. Mit der Übernahme der Abräumungspflicht igeht 
auch die Verpflichtung zur Beseitigung einer Einsturz­
gefahr auf die Stadtgemeinde über.

3. Dem Grundstücksbesitzer verbleibt die Verpflich­
tung zur allgemeinen Aufsicht über sein Grundstück.

OG, Urt. vom 16. April 1952 — 1 Zz 3/52.
Die Verklagten sind als Erben des Arno L. Eigentümer des 

Grundstücks, G.-Straße 75 in M. Anfang März 1949 sind bei 
einem sehr heftigen Sturm mehrere Mauern einer auf diesem 
Grundstück stehenden Ruine eingestürzt und haben die der 
Klägerin gehörende, zwischen ihrem und dem Grundstück der 
Verklagten gelegene Grenzmauer in einer Länge von ungefähr 
20 m zum Einsturz gebracht.

Die Klägerin verlangt, gestützt auf § 836 BGB, die Wieder­
herstellungskosten der Mauer, die sich unstreitig auf 690,22 DM 
belaufen, mit der Begründung, daß die Verklagten die ihnen 
obliegende Pflicht, die auf ihrem Grundstück stehende Ruine 
laufend durch/ Sachverständige oder sonstwie ständig auf Ein­
sturzgefahr untersuchen zu lassen, verletzt haben. Die Unter­
lassung dieser zum Zwecke der Abwendung der Gefahr im Ver­
kehr erforderlichen Sorgfalt stehe im ursächlichen Zusammen­
hang mit dem geltend gemachten Schaden der Klägerin.

Die Verklagten bestreiten, daß die Ruine des durch einen 
Bombenangriff zerstörten Gebäudes ein Gebäude im Sinne des 
§ 836 BGB sei, wenden aber auch ein, daß das Eigentum und 
damit die Pflicht zur Unterhaltung bzw. Beseitigung der Ruine 
auf Grund des Gesetzes der Provinz Sachsen-Anhalt vom 13. Fe­
bruar 1947 über die Abräumung von Grundstücken, die einen 
Kriegsschaden erlitten haben (GBl. der Provinz Sachsen-Anhalt 
1947 S. 47), auf die Stadtgemeinde übergegangen sei.

Mit Urteil vom 28. September 1950 hat das Amtsgericht in M. 
die Klage mit der Begründung abgewiesen, daß der Einsturz 
der Mauerreste nicht auf die mangelhafte Unterhaltung zurück­
zuführen sei, sondern in erster Linie Folge der durch die 
Kriegshandlungen verursachten Zerstörung des Gebäudes und 
im übrigen durch den außergewöhnlich) starken Sturm verur­
sacht worden sei. Des weiteren verneint das Amtsgericht die 
Unterhaltungspflicht der Verklagten, da sie mindestens vor­
übergehend den Eigenbesitz an den Mauerresten aufgegeben 
hätten und das Abräumungsrecht nicht mehr ihnen, sondern 
der Stadt M. zugestanden habe.

Demgegenüber bejaht das Landgericht in M. mit seinem der 
Berufung stattgebenden Urteil vom 22. Mai 1951 sowohl die 
Fürsorgepflicht der Verklagten für eine gefahrenlose Beschaf­
fenheit der mit ihrem Grundstück verbundenen Bauwerke als 
auch die Verpflichtung der Verklagten, die an sich schon ob­
jektiv bestehende und für die Verklagten voraussehbare Gefahr 
des Einsturzes der Ruinenteile gegebenenfalls durch einen 
Sachverständigen feststellen zu lassen.

Der Antrag des Generalstaatsanwalts der Deutschen Demo­
kratischen Republik auf Kassation des letzteren Urteils ist 
begründet.

Aus den G r ü n d e n :
Es kann dahingestellt bleiben, ob auch die durch 

Kriegseinwirkungen zerstörten Bauwerke in ihrem 
nunmehrigen Ruinenzustand noch als Gebäude im 
Sinne des § 836 BGB anzusehen sind. Bei Prüfung des 
Umfanges der dem Besitzer einer solchen Ruine zu­
mutbaren, zur Abwendung der Gefahr erforderlichen 
Sorgfalt müssen die jeweilig bestehenden Zeitumstände 
berücksichtigt werden. Der Umstand, daß gerade in 
der Stadt M. nicht nur einzelne Häuser, sondern ganze 
Straßenzüge und Stadtteile den anglo-amerikanischen 
Bomben zum Opfer fielen, erschwerte es den Besitzern 
aufs äußerste, mit eigenen Kräften die Beseitigung der 
auf ihren Grundstücken stehengebliebenen Mauerreste 
vorzunehmen, da die hierzu benötigten Fach- und 
sonstigen Arbeitskräfte, zumal in den ersten Jahren 
nach dem Zusammenbruch, fast ausschließlich mit Ab­
brucharbeiten beschäftigt waren, die vordringlich im 
öffentlichen Interesse durchgeführt werden mußten. 
Auch die zu solchen Arbeiten benötigten Hilfsmittel, 
wie Abbruchwerkzeuge, Sprengstoffe und dergleichen, 
konnten von den Verwaltungsdienststellen während 
dieser Zeit ebenfalls nur für solche vordringlichen 
Arbeiten zugewiesen werden. Zwar blieb die Verpflich­
tung der Besitzer bestehen, bei offensichtlich drohender 
Einsturzgefahr die ijn Rahmen des Möglichen liegenden 
Abwehrmaßnahmen vorzunehmen, jedoch entsprach es 
den tatsächlichen Verhältnissen, wenn in den übrigen 
Fällen schon damals die Beseitigung der Ruinen den 
allein über die notwendigen Arbeiter und Mittel ver­
fügenden Verwaltungsstellen überlassen wurde. Die 
Richtigkeit dieser Auffassung findet ihre Bestätigung

in dem Gesetz der Provinz Sachsen-Anhalt vom 
13. Februar 1947, das in den §§ 1 und 7 bestimmt:

§ 1 „Die Gemeinden sind berechtigt und ver­
pflichtet, den Eigentümern bebauter und unbe­
bauter Grundstücke, die einen Kriegsschaden er­
litten haben, schriftlich befristete Auflagen zur 
Abräumung zu erteilen.“

§ 7 „Die Gemeinde ist berechtigt und verpflichtet, 
nach Ablauf der Frist des § 1 die Abräumungs­
arbeit selbst vorzunehmen. Die abzuräumenden 
Grundstücke werden durch Veröffentlichung in der 
Presse oder durch schriftliche Mitteilungen an die 
Grundstückseigentümer bekanntgegeben.“

Im vorliegenden Falle hat der Rat der Stadt M. durch 
seine abschriftlich zu den Prozeßakten gelangten 
Schreiben vom 14. Mai 1949 und 14. April 1950 den Ein­
wand der Verklagten, die Abräumungspflicht bezüglich 
des Grundstücks der Verklagten sei zum Zeitpunkt 
des Schadenseintritts bereits auf die Stadt M. überge­
gangen gewesen, ausdrücklich bestätigt.

Abweichend von der Ansicht der Klägerin kann 
diese gesetzliche Regelung nicht ohne Einfluß auf die 
Haftpflicht der Verklagten für den in Rede stehenden 
Schaden bleiben. Mit der Übernahme der Abräumungs­
pflicht ging sinngemäß auch die Verpflichtung zur Be­
seitigung einer Einsturzgefahr auf die Stadtgemeinde 
über. Dem Grundstücksbesitzer verblieb jedenfalls seit­
her nur noch die Verpflichtung zur allgemeinen Auf­
sicht über sein Grundstück. Auf die Erfüllung dieser 
Pflicht können aber die Beweisregeln des § 836 BGB 
keine Anwendung finden. Sie regelt sich vielmehr nach 
allgemeinen Grundsätzen, setzt also, wenn ihre Ver­
letzung Schadensersatzansprüche zur Folge haben soll, 
den vom Kläger zu erbringenden Nachweis eines Ver­
schuldens voraus. Das wiederum erfordert eine Prü­
fung der besonderen Lage des einzelnen Falles; zugleich 
aber muß dabei, um eine Überspannung der an den 
Grundstücksbesitzer zu stellenden Anforderungen zu 
vermeiden, auch auf die in aller Regel ohne sein Ver­
schulden entstandene allgemeine Gefahrenlage, wie sie 
sich aus dem Umfange der Zerstörungen und einem 
unter Umständen unvermeidlich langen Bestehenblei­
ben der Bombenschäden ergeben kann, zu Gunsten des 
Grundstücksbesitzers Rücksicht genommen werden.

Diese Prüfung kann im vorliegenden Falle auf Grund 
des von den Instanzgerichten festgestellten Sachver­
halts nicht zur Bejahung eines für den Schaden der 
Klägerin ursächlichen ' Verschuldens der Verklagten 
führen. Denn sowohl das Amtsgericht wie das Landge­
richt in M. haben in tatsächlicher Hinsicht festgestellt, 
daß der Einsturz des Mauerwerkes die Folge eines 
sehr heftigen Sturmes und demnach nicht einer schon 
vorher für die Verklagten erkennbaren unmittelbar 
drohenden Einsturzgefahr war.

Das Landgericht in M. hätte also die Berufung der 
Klägerin gegen das Urteil des Amtsgerichts in M. zu­
rückweisen müssen.

Strafrecht
Art. 6 der Verfassung; § 267 Abs. 3 StPO.
1. Zum Begriff der Terrorhandlung.
2. Die Terrorhandlung als Erscheinungsform der 

Kriegshetze im Sinne von Art. 6 der Verfassung — 
Terrorismus als besondere Methode der Kriegsvorbe­
reitung.

3. Die Bedeutung der Motive des Täters für die Fest­
stellung der inneren Tatseite.

4. Pläne, die der Täter außer seinen Handlungen ent­
wickelt und zu deren Verwirklichung er noch nichts 
unternommen hat, sind für die innere Tatseite erheblich.

5. Die Verantwortung des Täters ist eines der Ele­
mente seiner strafrechtlichen Verantwortlichkeit.

6. Die Feststellung des Grades der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit bildet die Grundlage für die Straf­
zumessung.

OG, Urteil 1 Zst (I) 6/52 (Strafsache gegen Burianek 
u. a.*)

Aus den G r ü n d e n :
___Die von den Angeklagten in größtem Ausmaß be­

triebene Sammlung interessierender Nachrichten aus * S.

*) vgl. die Ausführungen von Frau Dr. Benjamin in NJ 1952
S. 244 f.
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